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Richtlinie für Denkmalbehörden im Hinblick auf die Genehmigung von  

Solaranlagen an bzw. auf Kulturdenkmälern nach § 2 Abs. 1, Abs. 3  

Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) in der Fassung vom 28.  

November 2016 (GVBl. Nr. 18 vom 05.12.2016, S. 211) 

 

 

Ziel dieser Richtlinie ist die Herstellung von genehmigungsfähigen Anträgen nach 

§ 18 HDSchG als Beitrag zur erfolgreichen Durchführung der Energiewende. 

 

Keine Geltung entfaltet diese Richtlinie für Bodendenkmäler nach § 2 Abs. 2 

HDSchG sowie Kulturdenkmäler, die im Schutzbereich einer anerkannten oder 

potentiellen UNESCO-Welterbestätte liegen (vgl. § 3 HDSchG). 

 

1. Jede An- oder Aufbringung einer Solaranlage wie Photovoltaik oder So-

larthermie bedarf einer denkmalschutzrechtlichen Genehmigung nach § 

18 HDSchG. Zugleich bestimmt § 9 Abs. 1 Satz 3 HDSchG, dass bei der 

Genehmigungsentscheidung die Belange des Klima- und Ressourcen-

schutzes in der stets vorzunehmenden Abwägungsentscheidung beson-

ders zu berücksichtigen sind. Eine vorrangige Berücksichtigung dieser Be-

lange ist jedoch weder nach dem HDSchG noch nach § 2 Erneuerbare-

Energien-Gesetz 2023 (EEG 2023) normiert. 

  



 

 

 

Die in § 2 EEG 2023 enthaltene Wertentscheidung bedeutet nicht, dass 

erneuerbaren Energien pauschal ein Vorrang einzuräumen ist, sondern 

lediglich, dass die erneuerbaren Energien mit entsprechendem Gewicht in 

die Abwägung eingehen müssen. Denkmalschutz genießt in Hessen Ver-

fassungsrang, daher muss in jedem Einzelfall eine umfassende Abwä-

gung mit den Belangen des Denkmalschutzes erfolgen. 

 

2. Ausgangspunkt jeder Abwägungsentscheidung sind die im Denkmalver-

zeichnis beschriebenen Ausweisungsgründe sowie der Begründungstext 

des betroffenen Kulturdenkmals. Sofern erweiterte Kenntnisse aus objekt- 

oder flächenbezogenen denkmalfachlichen Untersuchungen vorliegen, 

sind diese gleichfalls zur Entscheidungsfindung heranzuziehen. 

 

3. Eine Genehmigung für Solaranlagen ist regelmäßig zu erteilen. Allenfalls 

bei erheblicher Beeinträchtigung eines Kulturdenkmals kommt eine abwei-

chende Entscheidung in Betracht. Diese Richtlinie ist mit dem Ziel anzu-

wenden, die Beeinträchtigung im Einzelfall so zu reduzieren, dass es zu 

einer Genehmigungsfähigkeit kommen kann. 

 

4. Insbesondere bei folgenden Sachverhalten kann eine erhebliche Beein-

trächtigung eines Kulturdenkmals vorliegen: 

 

- Bei künstlerischen oder städtebaulichen Ausweisungsgründen eines 

Kulturdenkmals, 

- bei ortsbildprägenden Gesamtanlagenobjekten (die herausragend an 

bedeutenden Plätzen, Straßenzügen oder in Sichtachsen liegen), 

- bei erheblichen Eingriffen in die denkmalwerte Bausubstanz (z.B. 

Dachkonstruktion, Dachhaut, Fassade), 

- bei einer Gefährdung der Statik eines Kulturdenkmals. 

 

  



 

 

 

5. Zur Verringerung der Erheblichkeit der Beeinträchtigung ist wie folgt zu 

verfahren: 

 

a) Prüfen, ob sich Alternativstandorte bspw. auf nachrangigen Nebenge-

bäuden besser für die Errichtung von Solaranlagen eignen. 

b) Prüfen, ob nicht sichtbare und verborgene oder zumindest untergeord-

nete und eingerückte Teile des Daches für eine Anbringung von Solar-

anlagen in Frage kommen. 

c) Prüfen, wie eine Solaranlage möglichst zurückhaltend angebracht und 

der Dachfläche gestalterisch untergeordnet werden kann: 

 

- Hier ist eine flächige und geschlossene Anordnung (keine Säge-

zahnverlegung) mit Abstand zu den Dachkanten zu favorisieren. 

- Die Solaranlage sollte einschließlich ihrer Rahmen matt und farb-

lich einheitlich gestaltet sein und sich möglichst der Dachfarbe an-

passen. Von Vorteil ist es, wenn die Module nicht oder kaum als 

Einzelelemente hervorstechen. 

 

d) Der Ermessens- und Beurteilungsspielraum ist auszuschöpfen, was 

insbesondere bedeutet, dass auch Nebenbestimmungen in Betracht 

zu ziehen sind, um zu einer Genehmigungsfähigkeit zu gelangen.  

 

  



 

 

 

Die technische Entwicklung von Solaranlagen schreitet stetig voran, so dass eine 

regelmäßige Aktualisierung dieser Richtlinie erfolgen wird. 

 

 

 

 

 

Angela Dorn-Rancke 

(Staatsministerin) 


